
schlieBlich 1000 oder noch mehr Stimmen hinter sich hat. Auf Grund dieser
Stimmenzahl wurde dann diese Resolution abgelehnt. Im ücrigen hat diese
Bezirkskonferenz in Mitteldeutschland nach hartem Gefecht das Fundament
gegen die Wirrköpfe Rühlischer Richtung gelegt. Ich persönlich bedaure,
daB man mit Rühle nicht schon früher SchluB gemacht hat. Wir hätten in
Ost-Sachsen dann nicht dieses Fiasko erlitten, und wir hätten uns im Be-
zirk nicht zu zerschmettern lassen brauchen von diesem Pazifisten, der
von proletarischer Revolution, von proletarischem Wesen absolut garkeine
Ahnung hat.

Es wird hierauf ein SchluBantrag gegen vier Stimmen angenommen.

Genosse Ras c h (SchluBwort):
Ich möchte vor allen Dingen feststellen, daB kein Vertreter des Geschäfts-
führenden Hauptausschusses auf irgendeine Bezirkskonferenz gegangen ist,
ohne vom Wirtschaftsbezirk dazu aufgefordert zu sein, ein Refer~dort zu
halten, daB ich es aber für selbstverständlich halte, daB der Geschäfts-
führende HauptausschuB auf den Bezirkskonferenzen der Wirtschaftsbezirke
vertreten sein muB, um eine Aufklärung über den gegenwärtigen Stand der
Partei ständig zu geben und dadurch die enge Fühlungnahme der Wirtschats-
bezirke untereinander herzustellen. (Genosse Man n 5 fel d: Und der
geistige Vater aller Resolutionen zu werden!) Weiter liegen die Dinge 50,
daB in den einzelnen Wirtschaftskonferenzen fast jedesmal jemand von uns
ein Referat hatte, daB aber die Genossen zu allen strittigen Fragen selb-
ständig ihre Tagesordnung hatten und niemandem von uns eingefallen ist,
irgendwie Beschlüsse den Genossen aufzuoktroyieren. Der Geschäftsführende
HauptausschuB hat nur das ausgeführt, wozu er beauftragt war, einerseits
durch den Parteitag, ar.dererseits durch den erwei terten Zentral ausschuB,
der aus je einem Delegierten eines jeden Wirtschaftsbezirks besteht, 50-

daB also, wennn der Geschäftsführende HauptausschuB angegriffen wird, da-
mit auch die Delegierten aus jedem Wirtschaftsbezirk angegriffen sind,
die eben dort die Meinung ihres Wirtschaftsbezirks in der erweiterten Zen-
tralausschuB-Sitzung vertreten haben. Wir sind lediglich das ausführende
Organ des erweiterten Zer.tralausschusses, also somit der zentrale Aus-
druck derjenigen gewesen, die dort ihre Meinung als Vertreter der Wirt-
schaftsbezirke kundgetan haben. In Bezug avf den AusschluB des Genossen
Rühle möchte ich feststellen, daB ein direkt persönlicher AusschluB gar-
nicht erfolgt ist, sondern infolge der Tätigkeit, die unter Leitung Rüh-
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les Ost-Sachsen geübt hat, ist an den Vertreter Ost-Sachsen die Aufforde-
rung von der erweiterten ZentralausschuB-Sitzung gestellt worden, sich
darüber zu erklären, ob er den Beschlüssen der Partei nachkommen will und
ob er den Beschlüssen des Parteitags Folge leisten will. Darauf hat der
Vertreter Ost-Sachsens eine verneinende Erklärung abgegeben. Wer sich den
Beschlüssen des Parteitags und dem Programm usw. nicht fügen will, steht
naturgemäB auBerhalb der Partei, denn sonst könnte ebensogut auch ein
S.P.D.-Mann Mitglied der Organisation sein. Ich glaube, daB damit wohl ge-
nügend diese Dinge geklärt sind. Ich will aber noch hinzufügen, daB die
Frage der politischen Arbeiterräte damals deswegen in Angriff genommen
wurde, weil die Situation 50 kritisch stand, daB jeden Moment ein revolu-
tionärer Kampf ausbrechen konnte. Und ausgerechnet gerade diejenigen Ver-
treter, die im Munde führen, daB Revolution keine Parteisache ist, machen
nun uns Vorwürfe, weil wir eine Parole herausgaben, um die revolutionäre
Bewegung nicht zu einer Parteisache werden zu lassen! Wenn nämlich eine
derartige Parole zu den revolutionären Kämpfen nicht herausgegeben wird,
wenn in einer solchen Situation die Arbeiterschaft ihre Organe nicht in-
nerhalb der Betriebe aufgestellt hat, dann muB unbedingt die revolutionä-
re Bewegung in den Rahmen des Parteischemas hineingeraten. Es wäre dann
eine Bewegung irgendeiner bestimmten Parteirichtung gewesen und nicht die
der Arbeiterschaft als Klasse. Ich verstehe nicht, daB man hier auf dem
Parteitag noch jemanden eine Vorlesung darüber halten muB. (Sehr gut!)
Ich hätte geglaubt, daB jemand auf Grund des Parteiprogramms und auf
Grund seiner eigenen Stellungnahme, daB die Revolution keine Parteisache
ist, zum mindesten diesen BeschluB des Geschäftsführenden Hauptausschus-
ses als den seinigen angesehen hätte. (Sehr richtig!) Man sieht also, daB
nicht das sachliche Argument oder eine bestimmte politische Richtung von
den Genossen vertreten wird, sondern daB es eine haltlose politische Rich-
tung von den Genossen vertreten wird, sondern daB es eine haltlose poli-
tische Naivität sondergleichen darstellt, derartige Dinge hier in die Ta-
gesordnung zu werfen. Weitere Aufklärungen will ich mir jetzt ersparen.
Wir werden noch unter Punkt 8 einige Ausführungen machen, die höchstwahr-
scheinlich dazu angetan sein werden, auch den KlärungsprozeB innerhalb un-
serer Reihen zu fördern.
Stellvertretender Vorsitzender Genosse Hel 1 wig:
Wir haben jetzt über den Antrag Mannsfeld abzustimmen, daB die Mitglieder
des Geschäftsführenden Hauptausschusses, die nicht im Besitz von Mandaten
sind, nur zu den Tagesordnungspunkten der Geschäftsführung das Wort erhal-
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I,
I ten sollen.

Genosse M ü h 1 e :
Das ist ja eine Unmöglichkeit. Wenn wir über die Taktik der Partei, über
die Internationale, über die Union, über die Räte und die Arbeitslosenfra-
gen reden, so ist es ganz selbstverständlich, da6 auch alle Mitglieder
des Hauptausschusses und des erweiterten Zentralausschusses zu diesen Din-
gen reden müssen, urneben dGs zu verteidigen, was sie getan oder nicht ge-
tan haben.
Genosse 0 els c h 1 ä 9 er:
Ich bin für den Antrag, soweit er besagt, da6 die Vertreter des Hauptaus-
schusses nur dann sprechen dürfen, wenn ihre Politik und ihre Geschäfts-
führung angegriffen wird.

Der Antrag wird gegen drei Stimmen abgelehnt.
Genosse S c h n e i der stellt in einer persönlichen Bemerkung fest,
da6 seine vorherigen Ausführungen über den Genossen Rühle aufrWàhrheit be-
ruhen.

Damit ist der erste Punkt der Tagesordnung erledigt.
Genosse Har t :
Die Mandatsprüfungs-Kommission hat alle vorliegenden Mandate geprüft und
festgestellt, da6 21 Vertreter der Wirtschaftsbezirke anwesend sind, und
zwar Berlin mit 7 Delegierten, Eberswalde mit einem, Spandau-Osthavelland
mit einem, Mitteldeutschland mit 2, Ost-Sachsen mit einem, GroB-Thüringen
mit einem, Sachsen-Anhalt mit einem, West-Sachsen mit einem, Harz und Ho-
henstein mit e inem, Niedersachsen mit 2, Nord mit 2, Ost- und Westpreu6en
mit einem, au6erdem der Geschäftsführende Hauptausschu6 und der Genosse
Merges als Mitglied des engeren Hauptausschusses, dann zwei Vertreter der
revolutionären Erwerbslosen, die Referenten, ein Vertreter der Allgemei-
nen Arbeiterunion, einige Vertreter der Jugend und zwei Genossen als Dele-
gierte der Berliner Unterstützungs-Kommission. Es liegt ein Antrag zur Ge-
schäftsordnung vor, da6 nur die Mandate gültig sein sollen, deren Inhaber
in dem Wirtschaftsbezirk wohnen, von dem sie delegiert worden sind. Das
war der Mandatsprüfungs-Kommission zu prüfen nicht möglich. Ober diesen
Antrag mü6te Beschlu6 gefa6t werden. Die Mandatsprüfungs-Ko~mission kann
daher etwas Positives über die Gültigkeit der vorliegenden Mandate noch
nicht berichten.
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Stellvertretender Vorsitzender Genosse Hel 1 wig:
Ich halte es noch für angebracht, da6 die Delegierten nicht nur den Man-
datsauftrag, sondern auch ihre Mitgliedskarte als Ausweis mitzuführen ha-
ben, aus der sich das Notwendige ergibt, damit es nicht wieder eines schö-
nen Tages hei6t: ich bin ja garnicht Parteigenosse gewesen, Ihr könnt
mich nicht ausschlie6en. Also das mü6te die Mandatsprüfungs-Kommission
noch nachholen, indem sie die Mitgliedskarten von den einzelnen Delegier-
ten einfordert. (Zustimmung)

Vorsitzender Genosse Ras c h :
Wie Ihr wi6t, haben wir eine allgemeine Einladung an die ausländischen
Bruderparteien ergehen lassen. Es ging uns daraufhin vom Verband der pro-
letarischen Jugend Deutsch-österreichs folgendes Schrei ben ein:

Dann ist noch ein Genosse aus Schweden angemeldet von den schwedischen
Jungsozialisten, die mit uns sehr stark sympathisieren und Gegner eines
Parlamentarismus sind. Holland ist auch angemeldet.

Genosse E r d man n :
Delegierte von dem Bezirk Rheinland und Westfalen und Pommern werden al-
ler Wahrscheinlichkeit nach heute oder morgen noch eintreffen. Ferner ha-
ben sich angesagt schon der Genosse Schröder-Berlin und die holländischen
Genossen. Aller Wahrscheinlichkeit nach wird wohl ein Vertreter vom Exeku-
tiv-Komitee erscheinen. Wir haben einen Brief zugestellt bekommen, den
wir wohl im Laufe des Tages hier erhalten werden, in dem der Genosse bit-
tet, ihm den Tagungsort usw. mitzuteilen. Wir haben alle ausländischen
Parteien eingeladen, soweit wir die Adressen hatten. Wir können feststel-
len, da6 wir schon während dieser 10 Monate der Partei sehr viele Zustim-
mungserklärungen bekommen haben, unter anderem von der spanischen Partei,
von den Jungsozialisten, von der dänischen Partei, von Bulgarien, Ungarn.
Es liegt auch ein Brief von der Jugend österreichs vor, in dEm sie mit
uns sympathisieren. Es würde zu weit führen, alle diese Briefe vorzule-
sen. Jedenfalls können wir sagen, da6 der K.A.P.-Geist nicht blo6 in
Deutschland sich ausbreitet, sondern da6 er überall das Fundament der ak-
tiven revolutionären Bewegung bildet und unserer festen Meinung nach auch
siegreich werden wird.
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Vorsitzender Genosse Ras c h verliest hierauf das Schreiben von der
kommunistischen Partei der Schweiz.

(Mittagspause von 1 bis 2 Uhr.)
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Nachmittags-Sitzung, 2 Uhr

Po1itische Lage

Referent Genosse S c h w a b :
Genossen und Genossinnen! Wer über die politische Lage bei uns und in die-
ser Zeit sprechen will, mü6te ein schlechter Marxist sein, wenn er nicht
sein Thema ganz von selbst erweitern würde zu einem Referat über die wirt-
schaftliche und politisc~e Lage, denn mehr als je sind heute beide Dinge
miteinander verschmolzen, von einander abhängig; und mehr als je lä6t
sich die Politik nicht verstehen, wenn man nicht den wirtschaftlichen Un-
tergrund gerade der heutigen politischen Lage und Kraftverhältnisse ver-
standen hat.

Ich knüpfe an die Frage an, die in der letzten Zeit hauptsächlich die
politische öffentlichkeit beschäftigt hat, nämlich an die Kriegsentschädi-
gungsfrage, an die Frage, wie die Kosten des Krieges, die Verwüstungen
des Krieges, wie alle die Kosten, die durch die Kriegsfolgen noch im Lau-
fenden entstehen, nun verteilt werden sollen auf alle die Gruppen, die am
Kriege teilgenommen haben. Die Einzelheiten dieser Debatte in der letzten
Zeit, wie sie in der öffentlichkeit dargelegt worden sind, geben natür-
lich noch lange nicht das richtige und entscheidende Bild. Ich will trotz-
dem mit diesen Einzelheiten beginnen, weil man von hier aus die gesamte
Situation am besten aufrollen kann.

Man streitet sich also, d.h., die Geschäftsführer der verschiedenen
Bourgeoisien, die aus dem Kriege hervorgegangen sind, streiten sich dar-
urn,wer den Schaden tragen soll und in welcher Form. Es konzentriert sich
alles, zunächst einmal äu6erlich betrachtet, auf die deutsche Bourgeoi-
sie. Sie soll bezahlen, sie soll für die Entschädigungen, für die Wieder-
herstellu~g sorgen. Und so hat man versucht, einen Betrag festzustellen,
der der Gesamtbetrag der Schuld sein soll, die die deutsche Bourgeoisie
bezahlen, d.h. also, irgendwoher nehme:n sol1. Die deutsche Bourgeoisie
ihrerseits hat in einem früheren Zeitpunkte der Verhandlungen angeboten,
100 Milliarden Goldmark zu bezahlen. Jetzt ist festgestellt, daB sie 226
Milliarden Goldmark bezahlen soll. Dann streitet man sich weiterhin dar-
urn, in welcher zeitlichen Einteilung auf Jahre hinaus diese Beträse ge-
zahlt werden sollen und in welcher Form, denn so viel ist sicher, daB sol-
che • Beträge, wie sie da in Frage kommen, nicht in Bargeld gezahlt werden
können. So viel Bargeld, also so viel Gold, wie die deutsche Bourgeoisie
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bezahlen soll, wird garnicht jährlich gefördert; u~d die Produkte unserer
mit Hochbetrieb arbeitenden Reichsdruckerei können ja natürlich eine Be-
zahlung in Wirklichkeit nicht darstellen, denn diese Papierzettel haben
ihre Gültigkeit auch nur unter einem gewissen sehr starken staatlichen
Zwang und Druck in Deutschland noch eine gewisse Gültigkeit, eine sehr be-
schränkte GÜltigkeit. Aber international haben sie nur noch einen sehr ge-
ringen Wert. Und wenn etwa die deutsche Reichsdruckerei entsprechende Be-
träge, wie die Entente sie verlangt, nun in Papier drucken lassen würde,
so wäre dieses Papier schon garnichts mehr wert. Die Frage ist also, wie-
viel soll von diesen Beträgen gezahlt werden in Gold, wieviel in Fertigfa-
brikaten, wieviel in Rohstoffen?

Dann streiten sich selbst die Bourgeoisien der Entente, des westlichen
Kapitals noch untereinander darüber, wieviel jede von ihnen bekommt, in
welcher Reihenfolge, welche die ersten Zahlungen garantiert bekommt und
wer warten muB usw.

Diese ganze Diskussion erregt nach auBen hin bekanntlich d~chein ei-
nes ernsthaften, mit politischen Momenten durchsetzten Wirtschaftskampfes
zwischen diesen verschiedenen Gruppen der Bourgeoisie. Und gewiB muB man
zugeben, daB natürlich zwischen diesen Gruppen gekämpft wird, d.h., so ge-
kämpft wird, wie wenn in der Privatindustrie eine Reihe von Direktoren
groBer Gesellschafen sich an einen Tisch setzen und n~n einmal feststel-
len wollen, ob und wie sie ihr Geschäft künftig gemeinsam machen werden.
Dann wird natürlich auch um die Beteiligungsziffern gekämpft, mit denen
man von vornherein in den Vertrag hineingeht; und jeder sucht dabei, mög-
1ichst billig wegzukommen. Aber es bleibt bei allen diesen Auseinanderset-
zungen der se1bstverständ1iche Wille der Direktoren dieser Gesel1schaft,
und es b1eibt auch der se1bstverständ1iche Wille der Geschäftsführer der
groBen Kapita1sgruppen doch, doch natür1ich 1etzten Endes einig zu werden
und das gesamte Geschäft, das sich machen 1äBt, eben nach irgendeinem MaB-
stab, der festgeste11t werden soll, untereinander aufzutei1en. Und diese
ganze Entschädigungsfrage, diese ganze Kriegsentschädigung oder Wiederher-
stel1ung oder Reparation oder wie man das nennen mEg, ist ja nichts ande-
res als ein groBes, bisher getrennt laufendes, nun künftig auf gemeinsa-
mer REchnung zu übertragendes Geschäft der englischen, französischen, ita-
1ienischen, deutschen usw. Bourgeoisie. Und das jetzige Stadium ist das
Stadium der Vorberatungen über die Einzelheiten des Vertrags, wie man
sich näm1ich künftig in das Geschäft teilen wird. Es ist das normale und
typische Bourgeoisie- und Kapitalsgeschäft, nämlich die Ausschlachtung ir-
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gendwelcher Netlage, irgendwelcher Sc~wierigkeiten dadurch, daB aus den
werktätigen Massen, aus den pro1etarischen Massen heraus neue Werte her-
ausgeschunden und herausgeho1t werden sollen. Dabei haben natürlich die
verhandelnden Direktoren der GroBfirmEn Eng1ands, Frankreichs, Deutsch-
1ands, in gewissem Abstand Ita1ien und Japan, ihre Schwierigkeiten, zu-
rechtzukommen. Diese Schwierigkeiten kann man an zwei entscheidenden Punk-
ten, glaube ich, konzentrieren, nämlich einma1 daran, daB die französi-
sche Bourgeoisie es sehr ei1ig habEn muB, weil sie in einer ungeheuer be-
drängten und schwierigen Lage ist, daB auf der anderen Seite die deutsche
Bourgeoisie zwar den besten Willen hat trotz aller Protestbeteuerungen,
das Geschäft zustande zu bringen, die Gemeinsamkeit der Interessen zu wah-
ren, aber so rasch, wie die französische Bourgeoisie es nötig hätte,
nicht mit ihren Zah1ungen nachkommen kann, die sie in Aussicht stellen
so11. Denn die französische Bourgeoisie steht sehr na~e vor einem ökonomi-
schen und staatspo1itischen und staatsfinanziel1en Zusammenbruch. Sie muB
als ein typischer bürger1icher Staat eine ganze Menge von Ge1dern bezah-
1en, urn ihren Staatsapparat aufrechtzuerha1ten. Auch das ist ja allen die-
sen Staaten gemeinsam, daB sie einen Apparat, eine Institution darstel-
len, getrennt von der Masse des Volkes, eine Institution, die geschaffen
ist, um die Interessen der Bourgeoisie, die Interessen ihrer bestehenden
Kapita1sgewalt zu schützen vor allen UnbotmäBigkeiten, die das ausgebeute-
te Volk bereiten könnte, und daB dieser Staatsapparat natür1ich noch aus-
gefü11t werden muB von irgendwe1chen Menschen, die groBen Kapitalisten
se1bst stecken ja nicht in dem Staatsapparat, sie sind ja nicht selbst
die Beamten, sondern sie bleiben hinter dem Apparat stehen und dirigieren
ihn, ziehen ihn an ihren Fäden von ihrem Aufentha1t hinter den Kulissen
auf. In dem Staatsapparat se1bst aber müssen natür1ich irgendwe1che Men-
schen tätig sein, die Beamten, das ganze Heer der Verwa1tungsbeamten, Ju-
stizbeamten, Armeen, Polizei, Unterrichtsbeamte usw. Dieses ganze Heer
von Beamten ist nun durch die Fo1gEn des imperia1istischen Krieges in al-
len Staaten noch ungeheurer angeschwo11en, weil übera11 die individuali-
stische Art des Kapitals, zu wirtschaften, irgendwie zusammengezwungen
werden muB unter einen staatlichen Apparat, urnden Krieg überstehen zu
können, sodaB überall eiGe ungeheure Zunahme der Verwa1tungsbürokratie
entstanden ist. Ferner sind übera11 noch zu bezahlen die Pensionen, die
Renten, die ja, auf den einze1nen, die einzel~e Witwe oder auf den einzel-
nen Kriegsbeschädigten berechnet, Bettelpfennige sind, die aber in dieser
Anräufung zu Millionen doch den Staatsapparat natürlich schwer belasten.
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Und so mUssen alle diese Staaten und mit in der schwersten Weise der fran-
zösische Staat dafUr sorgen, daB dieser ungeheuer angeschwollene Staatsap-
parat doch irgendwie auch mêteriell weiter erhalten wird, denn es genUgt
ja nicht, daB die~e Menschen in den alten Illusionen weiterleben, daB sie
dem Staat dienen mUssen, und daB jeder StaatsbUrger Pflichten gegen den
Staat hat usw., sondern sie mUssen ja auch irgendwie existieren können.
Und so steht die französische Bourgeoisie vor der schweren Aufgabe, aus
einer sehr stark mitgenommenen, in ihrer Produktionskraft sehr herabge-
setzten Volkswirtschaft ungeheure Beträge aufzubringen, um diesen Staats-
apparat weiter LU halten. Sie steht ferner vor der schweren Aufgabe, sich
irgendwie frei zu machen von dem Druck, den ihre Verschuldung der engli-
schen Bourgeoisie gegenUber ausUbt. Das Verhältnis zwischen der französi-
schen Bourgeoisie, wenn sie Uberhaupt halbwegs selbständig bleiben will,
wenn sie sich nicht irgendwie die gesamten WirtschaftsmaBnahmen vom engli-
schen Kapital und zugunsten des englischen Kapitals diktieren lassen
will, daB sie dann ihre gesamten Kräfte auf das äuBerste regén muB und
bei jedem Schritt ihrer Politik auf das sorgfältigste darauf achten muB,
ob dieser Schritt, den sie jetzt zu tun vor hat, nicht irgendwie geeignet
ist, sie von den englischen FesseIn loszumachen. Daher war ja auch der
Sturz des letzten französischen Kabinetts, des Ministeriums Leygues nicht
etwa nur hervorgerufen durch irgendwelche Nachgiebigkeit dieses Ministeri-
ums gegenUber der deutschen Bourgeoisie, die bezahlen solI, sondern er
war mindestens ebenso stark hervorgerufen durch die ungenUgende Kraft der
Vertretung der französischen Interessen gegenUber dem englischen Kapital,
die man dem Ministerium Leygues vorwarf. Dieser ganze Komplex von Fragen
muB von Frankreich, wie gesagt, sehr rasch gelöst werden, so rasch, daB
Frankreich auf die Zahlung selbst schon garnicht mehr warten kann, son-
dern bezeichnender Weise bei den Pariser Verhandlungen das Hauptgewicht
darauf legen muBte, daB man doch irgendetwas erfinden muB, irgendeine Ver-
tragsform, irgendeine Verpflichtungsform, irgendwelche Papiere, die ausge-
tauscht werden, auf die hin dann Frankreich Uberhaupt erst einmal etwas
gepumpt bekommt, auf die hin es einen VorschuB bekommt fUr die Zahlungen,
die ja die deutsche Bourgeoisie doch erst später, doch allmählich erst im
Laufe der Zeit leisten kann. Däs ist der eine Kernpunkt dieser Lage.

Der andere ist der, daB die deutsche Bourgeoisie so rasch nicht mitkom-
men kann, so rasch nicht mit ihren Zahlungen nachkommen kann, wie die
französische es fUr die Erhaltung ihrer Existenz eigentlich haben mUBte.
Ein sehr genauer Kenner unserer gegenwärtigen deutschen kapitalistischen
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Wirtschaft, Walther Rathenau, ein Mann, dem alle Informationen seit sei-
ner Jugend aus erster Quelle zur VerfUgung standen, hat in den letzten Ta-
gen ausgerechnet, daB die Zahlungen, die die Pariser Abmachungen von
Deutschland verlangen, garnichts anderes bedeuten können, als den 14-Stur.-
dentag fUr Deutschland, daB sie nicht anders aufzubringen sind, als wenn
die deutsche Arbeitszeit im groBen ganzen von 8 um weitere 6 auf 14 Stun-
den erhöht wird. Er hat das belegt im Berliner Tagesblatt. Wir haben noch
einen Teil davcn in der K.A.Z. abgedruckt. Er hat es belegt mit Zahlen,
gegen die man, ich glaube, garnichts einwenden kann. Rathenau hat es na-
tUrlich nicht gemacht, um uns Argumente in die Hand zu liefern. Er hat
das aus ganz anderen GrUnden gemacht, die ich hier nicht zu streifen brau-
che. Aber richtig bleibt seine Berechnung trotzdem.

Nun hat gewiB die deutsche Bourgeoisie nichts dagegen, fUr das Proleta-
riat e inen 14-stUndigen Arbeitstag einzurichten. Warum nicht! Aber sie
weiB natUrlich, daS sie nur im Laufe der Zeit dazu gelangen kann, daS man
ihr eine ganze zeitlang frei Hand lassen muS zu den vorbereitenden MaSnah-
men, die Uber Mittagspausen von einer halben Stunde, Uber Schichtverlegun-
gen, UbEr andere MaSregeln hinweg dann endlich allmählich zu diesem Resul-
tat erst fUhren können. Die deutsche Bourgeoisie weiS, daS, so sehr auch
das deutsche Proletariat in seiner Masse heute noch langsam, politisch un-
begabt und von den Gewerkschaften und parlamentarischen Parteien geblen-
det und eingefangen ist, es trotzdem eine starke Verlängerung der Arbeits-
zeit, ich will nur sagen, auf 11 oder 12 Stunden erkennen wUrde als ein
Zeichen seiner wirklichen Lage, daS ein solches Vorgehen dann plötzlich
den ganzen Schleier von Betrug, der um die Augen des deutschen Proletari-
ats gewoben ist, zerreiSen mUSte, daS an dem einen Zeichen die deutschen
Arbeiter sehen würden, wo sie stehen, und daS sie dann Widerstand leisten
müssen. Das weiS die deutsche Bourgeosie, und so sucht sie, aus dieser
Stellung zwischen Baum und Borke natUrlich irgendwie herauszukommen. Zu
diesem Zweck macht sie diesen gesamten EntrUstungsrummel, den wir erlebt
haben. Das sind ja alles kleine Mätzchen, Uber die wir uns garnicht wei-
ter aufzuhal ten brauchen. Ich werde nachher im anderen Zusammenhar:g noch
einmal darauf zurUckkommen.

Nun, UOi aus dieser Klemme herauszukommen, bemüht man sich also mit ver-
einten Kräften, zu einer Formel fUr die Entschädigungsfrage LU gelangen.
Wenn ich sage: mit vereinten Kräften, so denke ich dabei natUrlich nicht
nur an die offiziellen Verhandlungen, die wir alle in der Presse haben
verfolgen können - diese offiziellen Verhandlungen sind ja immer, wie al-
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le offiziellen Verhandlungen im bürgerlichen Staat, doch nur eine Kulis-
se, doch nur ein mehr oder weniger ernst LU nehmendes und meist ebEn
nicht sehr ernst zu nehmendes Theater, das aufgeführt wird, während auch
hier ebenso wie im Parlament und wie überall sonst im bürgerlichen Staat
die entscheidenden Dinge hinter diesen Kulissen vor sieh gehen. Man kann
sich von vornherein denken, es ist aber auch durch ganz bestimmte Tatsa-
eren und Nachrichten belegt, daB die entscheidenden Verhandlungen über
die Entschädigungsfrase tatsächlich stattfinden zwischen den Leuten, die
wirklich über den Wirtschaftskörper verfügen auf beiden Seiten. Das sind
ja praktisch garnicht die Ministerien. Die Ministerien können ja garnicht
über den Wirtschaftskörper verfügen. Sie können wohl bis zu einer gewis-
sen Grenze durch Steuern das und jenes im Laufe der Zeit herausholen.
Aber das ist ein Weg, der durch die Verlotterung der ganzen Finanzen wäh-
rend des Krieges in allen Staaten mehr oder weniger schwer oder beinahe
ungangbar geworden ist, während die wirklich Verfügungsberechtigten und
Verfügungskräftigen ja auf beiden Seiten die RohstoffbesitzerPdas GroBfi-
nanzkapital und die GroBindustriellen sind. Und 50 ist die wichtigste
Nachricht neben den offiziellen in der letzten Zeit die gewesen, daB Stin-
nes sich in Paris aufgehalten hat. Was er da gemacht hat, mit welchen Vor-
schlägen er hingefahren ist, mit wem er gesprochen hat, mit welchem Resul-
tat er, WEnn überhaupt schon, zurückgekommen ist - darüber hat man natür-
lich nichts gelesen, denn die entscheidenden Dinge gehen eben nicht durch
die bürgerliche Presse. Aber er ist da gewesen, und das genügt, um nun
auch bewiesen zu haben, daB man von vornherein annehmen muBte, daB priva-
te Verhandlungen über die Entschädigungsfrage zwischen den groBen Wirt-
schaftsmächten Deutschlands und der Entente stattgefunden haben.

Dabei darf ich ein paar Worte über Stinnes sagen. DaB gerade Stinnes
es ist, der nach Paris gefahren ist, beruht natürlich nicht darauf, daB
er als der berühmte Mann des deutschen GroBkapitals, als der modernste 50-
zusagen, als der Mann, der eben Mode ist, hinfahren muBte, sondern es be-
ruht tatsächlich darauf, daB er die ausschlaggebende Stelle in der heuti-
gen deutschen Gesamtwirtschaft innehat. Und das ist so gekommen: diese
ausschlaggebende Stellung war früher in den Händen des GroBfinanzkapi-
tals, in den Händen der GroBbanken, in erster Linie in den Händen der
Deutschen Bank und der anderen D-Banken, die mit ihr zusammenarbeiten.
Diese deutschen Banken haben während des Krieges ihr Geschäft sehr reich-
lich wahrgenommen. Sie haben den Krieg finanziert, vor allen Dingen die
Kriegswirtschaft und haben dabei unendliche Geschäfte gemacht. Aber sie
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haben sich davon allzu sehr in Anspruch nehmen lassen und haben darüber
die Gestaltung dEr zukünftigen Dinge etwas zu sehr auBer Acht gel assen.
Und so ist es gekommen , daB heute nicht mE'hr die GroBbanken die entschei-
dende Macht auf dem deutschen Wirtschaftsgebiet in der Hand haben. Ich
will damit nicht sagen, daB sie nichts mehr zu sagen hätten. Sie r.aben
noch sehr viel mitzureden. Aber sie haben nicht mehr den ausschlaggeben-
den Punkt in der Hand. Sie haben nämlich übersehen, daB die Zerstörung
des Krieges notwendigerweise die Zerstörungen an ~aterial, an fabrizier-
ten, in der Kriegswirtschaft aufgenommenen Rohstoffen, unbedingt dazu füh-
ren muBte, daB mit KriegsabschluB eine ungeheure Knappheit an Rohstoffen
in der ganzen Welt vorhanden sein muf.te. Sie haben übersehen, daB diese
Tatsache zu einer ausschlaggebenden und überragender Machtstellung des
Rohstoffbesitzers nach dem Kriege führen muBte. Dies hat Stinnes zur rech-
ten Zeit gesehen und hat zur rechten Zeit, anstatt sich allzusehr mit der
Finanzierung der Betriebswirtschaft zu beschäftigen, seine Rohstoffgrund-
lagen, seinen Rohstoffbesitz ausgedehnt, und zwar nicht nur dadurch, daB
er neue Rohstoff-Felder, neue Kohlenfelder usw. an sich riB, sondern da-
dureh, daB er für diese Rohstoffe auch gleich die Absatzgebiete, die Ab-
satzindustrie angliederte, sodaB er einen Gesamtwirtschaftskörper in die
Hand bekam, innerhalb dessen alle Reibungen, wie sie sonst zwischen Roh-
stoffverkäufen und Rohstoffkäufen üblich sind, wegfallen mLBten. Er hat
nahezu alle Reibungen, die sonst das Wesen der kapitalistischen Kcnkur-
renzwirtschaft ausmachen, für den ganzen groBen Körper, der in seiner
Hand ist, ausgeschaltet. Und während 50 mit Naturnotwendigkeit das wirt-
schaftliche Schwergewicht durch den Krieg selbst ohnehin schon auf die
knapp werdenden Rohstoffe gerückt wurde, wurde diese Tatsacre noch weiter-
hin verstärkt, multipliziert dadurch, daB die gesamte Bevölkerung, man
kann beinahe sagen, der ganzen Erde ihre Kaufkraft verloren hat, in ihrer
Kaufkraft wenigstens abgenommen hat. Dadurch ist die Machtstellung des
reinen Industriekapitals, des industriell fabrizierenden, herstellenden
Kapitals heute sehr stark eingeschränkt. Die besten und sichersten Ge-
schäfte macht heute der, der den Rohstoff in der Hand hat und der zu-
gleich die Handelsorganisation in der Hand hat. Rohstoff und Handelsorga-
nisation sind vereinigt in der Hand von Stinnes, der ja ursprünglich über-
haupt garnicht Fabrikant, sondern Händler gewesen ist und seiner ganzen
Art nach noch heute Händler, Kaufmann geblieben ist. Diese Gewichtsver-
schiebungen nun bringen es natürlich mit sich, daB die französische und
englische Bourgeoisie im Grunde genau weiB, daB sie die Beträge, die sie
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braucht, nicht aus der deutschen Finanz-Bürokratie herausziehen kann -aus
der nur zu einem geringen Teil-, sondern daB sie in Wirklichkeit sich nur
retten kann durch ein gemeinsames Geschäft mit Stinnes und ihm ähnlichen
Gruppen, denn es gibt noch eine Reihe van kleineren Gruppen, die ebenso
gearbeitet haben wie Stinnes.

Und sa kommt es, daB die entscheidenden Verhandlungen fraglos jetzt in
Paris geführt worden sind und auch weiter auf ähnlichem schlechten Wege
geführt wErden. Ein Stück davon können Sie aus der Rede des deutschen Aus-
senministers, des berühmten Herrn Dr. Simons, erraten, dem der Sprung vom
Geschäftsführer des Reichsverbandes der Deutschen Industrie zum AuBenmini-
ster der deutschen Revolution mit demokratischen Allüren und Mätzchen ge-
lungen ist. Herr Dr. Simons hat in Stuttgart eine schöne Rede gehalten,
in der er erklärt hat, das ganze Problem lieBe sich überhaupt nur regeln,
wenn die Grundlage der Abmachungen verbreitert würde, sowohl nach Westen
hin wie nach Osten hin, wenn nämlich im Westen Amerika irgendwie in die
Regelung hineingezogen wird und man im Osten zu einer Gemei~mkeit der
Auffassungen über die Ostpolitik, d.h. also über die Politik RuBland ge-
genüber gelangt; nur dann könnte man überhaupt über diese ganzen Schwie-
rigkeiten hinwegkommen.

Damit sind wir an einen sehr wesentlichen Faktor der gegenwärtigen La-
ge erinnert, das ist Amerika. Die amerikanische kapitalistische Wirt-
schaft steht gleichfalls heute var einer ungeheuren Krise. Die amerikani-
sche Arbeitslosigkeit wächst ständig. Das amerikanisc~e Kapital ist im
breitesten MaBe dazu übergegangen, ebenso wie das deutsche, durch eine
Art van technischer Nothilfe, durch Werkpolizei, durch das Hineinsetzen
van Bewaffneten und van Spitzeln in die Industrie, durch Bewaffnung bür-
gerlicher weiBer Garden die Arbeiterschaft niederzuwerfen. Es ist alles
richtig. Trotzdem muB natürlich gesagt werden, daB das amerikanische Kapi-
tal heute wohl noch der verhältnismäBig gesündeste, sagen wir, der am we-
nigsten angekränkelte Körper unter den kapitalistischen Körpern der Welt
ist, weil das amerikanische Kapital noch sehr starke Ausdehnungsmöglich-
kei ten hat, denn das Kapital kann nur leben, wenn es sich ausdehnen kann,
wenn es ständig ne~e Gebiete, ständig neue Konsumenten hat, ständig neue
Rohstoffgebiete in seine Machtsphäre hineinziehen kann. Diese Möglichkeit
hat das amerikanische Kapital noch in ziemlich erheblichem MaBe, nament-
lich in der Richtung nach Süden, nach Südamerika hin. Und sa ist das ame-
rikanische Kapital in der Lage, sich an den europäischen Schwierigkeiten
nun entwEder zu beteiligen ader auch nicht zu beteiligen, d.h., sich zu

34

beteiligen dann wenn ihm vorteilhafte Bedingungen gebaten werden. Die
deutsche Bourgeoisie hatte bereits angefangen, derartige vorteilhafte Be-
dingungen zu bieten. Es ist bereits sehr erhebliches in die deutsche Wirt-
schaft hineingezogen worden; und es schwebten noch Verhandlungen über
eine sehr starke Ausdehnung dieser Beziehungen. Es haben sich amerikani-
sche Industriegesellschaften usw. seit dem FriedensschluB hier in Deutsch-
land niedergelassen und haben sich mit deutschen Kapitalisten zusammenge-
tan, um Deutschland nicht allein zu einer englischen Kolonie, sondern min-
destens ebensosehr auch zu einer amerikanischen Kolonie werden zu lassen,
um die billigen deutschen Arbeitskräfte hier auszunutzen und dadurch die
Konkurrenz der deutschen Arbeitskräfte auszuspielen gegen die amerikani-
schen Arbeitskräfte, dadurch die Arme frei zu bekommen, den Atem frei zu
bekommen zu einem Angriff und zu einem verstärkten Angriff auf das ameri-
kanische Proletariat, dessen Lohnhöhe dem amerikanischen Kapital sehr un-
bequem ist. Diese ganzen Anfänge einer kapitalistischen deutsch-amerikani-
schen Freundschaft zum Zwecke der Ausbeutung des deutschen Proletariats
und der deutschen Wirtschaftsmöglichkeiten haben einen sehr starken StoB
zweifellos durch die Pariser Abmachungen zwischen England, Italien, Frank-
reich und Japan bekommen, denn diese Abmachungen haben vorgesehen, daB we-
der das Deutsche Reich noch irgendeine einzelstaatliche Behörde, noch ir-
gendein Unternehmen, das unter Aufsicht des Reiches ader der Staaten ader
der Gemeinden steht, Anleihen in Amerika machen dürfte, ohne die besande-
re Genehmigung der betreffenden van der Entente einzusetzenden Stellen.
Das war ein Sichdazwischenschieben zwischen dieses deutsch- amerkianiscr.e
Geschäft. Auch dieses Geschäft sollte über englische Rechnung laufen. Es
gibt noch eine Reir.e van Bestimmungen in diesen Pari ser Beschlüssen, die
zum Teil wenigstens darauf berechnet sind, das direkte deutsch-amerikani-
sche Geschäft zu verhindern und es über englische Rechnung, über Londoner
Rechnung zu leiten, sodaB den Hauptprofit zunächst London macht, und daB
dann Amerika und die deutsche Bourgeoisie sehen können, wieviel sie davon
noch abbekommen. Simons, der deutsche AuBenrrinister, appelliert demgegen-
über offensichtlich in seiner Rede in Stuttgart an Amerika und gibt dem
amerikanischen Ka~ital zu verstehen: laBt Euch doch das Geschäft nicht
entgehen, laBt Euch doch nicht gefallen, daB die Engländer dazwischen kom-
men und für sich die Provisionen einstreichen wollen. Er sagt aber weiter-
hin, auch die Basis nach Osten muB ausgedehnt werden, wenn man überhaupt
über das ganze Problem hinwegkommen will. Daw.it hat Herr Simons natürlich
vollkommen recht, denn ich sagte schon einmal -und hier ist der entschei-
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dende Punkt, urnes noch einmal zu sagen-, das Kapital kann nur leben, so-
lange es sich ausdehnen kann; es muB stets neue Konsumentenschichten in
seine Kreise hineinziehen, weil es ja darauf angewiesen ist, die alten
Konsumentenschichten, d.h. die Arbeitermassen, die es schon in der Gewalt
hat, innerhalb seines alten Gebiets immer mehr zu verelenden, sodaB diese
Konsumentenschichten das dann nicht me~r kaufen können, was sie herstel-
len. Es muB also das, was hergestellt wird, irgendwie anders weiterhin
verkauft werden. Das sind die einfachen Notwendigkeiten des Imperialis-
mus, des kolonisatorischen Imperialismus des Kapitals, wie es so unüber-
trefflich Rosa Luxemburg in ihrem Buch über die Akkumulation des Kapitals
geschrieben hat.

Nun liegen die Dinge heute so, daB das einzige Gebiet, das noch offen
liegt in groBem MaBstabe, in dem sowohl im groBen MaBstabe Rohstoffe ge-
holt werden können, wie auch im groBen MaBstabe neue Konsumentenschichten
herangeholt werden können, die die Waren zunächst einmal abnehmen, urn
dann selbst weiter in diesen kapitalistischen Geist hineinz~mmen - das
einzige Gebiet, das dafür offen steht heute, ist der gesamte asten, ich
sage ausdrücklich: der gesamte asten, beginnend an der rlissischen Grenze
ur:d sich erstreckend ja nun bis China hinein. Dort von asten her, von Ame-
rika, Japan her wird dieses asiatische Gebiet natürlich gleichfalls kapi-
talistisch angebohrt u~d berannt. Aber von hier, von Deutschland aus gese-
hen, ist also der nächste Teil dieses Gebietes, natürlich RuBland. DaB es
der russischen Revolution gelungen ist, ein ungeheures Landgebiet, unge-
heure Rohstoffe und groBe Menschenmassen, Arbeitermassen, Konsumentenmas-
sen herauszureiBen aus dem gesamten Zusammenhang der kapitalistischen
Weltwirtschaft, der kapitalistischen Weltwirtschaft dieses Glied ihres Ge-
samtsystems hinwegzuoperieren, das hat dem Weltkapitalismus die entschei-
dende Wunde geschlagen, an der es krankt. Und so muB das Weltkapital im-
mer wieder von neuem seine Blicke nach asten hin richten und immer wieder
von neuem nach Mitteln suchen, wie es in dieses Gebiet wieder hineingelan-
gen kann. Dazu sind alle Mittel recht, wie wir wissen. Wie wir wissen,
versucht man es immer wechselnd, je nach den Jahreszeiten, je nach der
Saison, rr.öchteman beinahe sagen, mit kriegerischen oder mit sogenannten
friedlichen, d.h. kapitalistischen, kolonisierenden Mitteln. Gegenwärtig
ist nun gerade das Letzte die Mode. Seitdem der letzte polnische Angriff
auf SowjetruBland erledigt ist, seitdem die Friedensverhandlungen schwe-
ben, die anscheinend noch immer nicht abgeschlossen sind, auch wohl nicht
so bald abgeschlossen werden - seitdem hat nun die Bourgeoisie wieder ein-
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mal auf dem anderen Weg angefangen, nämlich zu versuchen, ob nicht durch
Handelsverträge irgendwelcher Art, durch die Aufnahme der Wirtschaftsbe-
ziehungen mit RuBland doch so viel an kapitalistischer Methode, an kapita-
listischem Geist, an kapitalistischer Zellenbildung in SowjetruBland hin-
eingetragen werden kann, daB das allmählich stark genug wird, dieses kapi-
talistische Gift, un SowjetruBl and dann von innen heraus zu unterhöhl en
und in die Luft zu sprengen. Dabei weiB das Kapital der siegreichen Staa-
ten natürlich gut, daB es für diese Art friedlicher Eroberung des russi-
schen Marktes wie man in der Kolonisationssprache zu sagen pflegt, die
deutsche Unterstützung braucht, und zwar aus mindestens zweierlei Grün-
den, nämlich einmal deshalb, weil die Fabrikate, die nach RuBland gelie-
fert werden könnten, ja in Deutschla~d vorläufig noch sehr viel billiger
herzustellen sind als in England, Frankreich oder sonst irgendwo, denn
die deutschen Löhne sind die gedrücktesten. Die deutschen Löhne sind die
bi11igsten. Der deutsche Arbeiter ist heute der Lohndrücker des gesamten
Weltproletariats. Also selbstverständlich ist die Weltbourgeoisie ganz
grundsätzlich bereit, ihre Rohstoffe hierher zu schikken, sie hier verar-
beiten zu lassen für englische oder sonst welche Rechnung, und die Fabri-
kate von hier aus nach RuBland zu importieren. Da hat man billige Fabrika-
te, man kann auf diejenigen, die die Fabrikation, die die Industrie be-
treiben, ncch drücken durch Staatsverträge, daB mtglichst viel von dem,
was daran verdient wird, nun wieder noch auf derrWege der Steuern und der
Abgaben wieder herausgeholt wird, sodaB also hier gewissermaBen umsonst
gearbeitet würde.

Und man braucht zweitens doch wohl die deutsche Mithilfe zu dieser
friedlichen Eroberung RuBlands, weil ja die Gegenleistung, die man aus
dem russischen Wirtschaftskörper herauszuschlagen hofft, herausschlagen
will für die dorthin geschickten Lieferungen, weil sie bestehen soll in
der Ausbeutung sogenannter Konzessionen. Ich darf hier eben ein Wort über
diese letzte Wendung der russischen Wirtschaftspolitik einfügen.

Unter dem Wort "Konzession" ist hier zunächst einmal nicht ohne wei te-
res das zu verstehen, was wir in der politischen Sprache eine Konzessicn
nennen, d.h. ein Nachgeben in irgendeinem Punkt, sondern "Konzession" be-
deutet hier folgendes, daB ein bestimmt abgegrenztes Gebiet, ein bestimm-
tes Territorium, ein Wald oder eine Kohlengrube oder ein Kaligebiet oder
ein groBer See, in dem man Fische fangen kann, oder irgend so etwas Derar-
tiges in genaue Grenzen auf dem Papier eingeschlossen wird, daB man genau
festlegt, wie groB dieses Gebiet sein soll, wie es abgegrenzt sein soll,
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und da6 man dann dem betreffenden Kapitalisten sagt: hier in diesem Ge-
biet kannst Ou das und das Ge~erbe betreiben, beispielsweise hier ist ein
Wald; hier kannst Ou eine Papierfabrik aufmachen, Sägemühlen aufmachen
usw. ader hier ist eine Kaligrube, die kannst Ou ausbeuten bis zu den und
den Grenzen, die wir Dir setzen, und auf diesem Gebiete kannst Ou nach
Deinen kapitalistischen Betriebsmethoden verfahren, die du hier in \~esteu-
ropa erprobt hast; das kannst Ou zu einem kapitalistischen Betriebe ein-
richten, der eine Art von Insel innerhalb unserer werdenden russischen
Wirtschaft darstellt. Diese Konzessionen sind das einzige, wCffiit heute
Ru6land die nötigen Einfuhren im kleineren Ma6stab, die es braucht, bezah-
len kann. Es hat bisher Einfuhren im kleineren Ma6stabe mit Gold bezahlt.
Natürlich geht das bis zu einem gewissen Grade, bis zu einer gewissen
Grenze, aber dann geht es natürlich nicht mehr, weil 50 viel Gold nicht
da ist, Wirtschaftsbeziehungen, Handelsverkehr in ganz gr06em Umfange, in
einem Umfange, der die nötigen landwirtschaftlichen Maschinen z.B., die
nötigen Einrichtungsmaschinen für Kohlengruben z.B. nac~ Ru6l~ liefern,
könnten nur aufgebaut werden auf dem Boèen, da6 die Kapitalisten Westeuro-
pas an sich den Gegenwert eben nicht in Gold, sondern aus solchen Konzes-
sionsgebieten, aus solchen innerhalb Ru6lands kapitalistisch betriebenen
Gebieten herausholen in Form von Holz, in Form von Holzschliffen, von Pa-
pier, von Fischen, von Platin, von irgendwelchen Erzen usw. Ru6land hat
sich lU dieser Konzession, die nun allerdings politisch eine Konzession
ist, zu dieser Fcrm der Handelspolitik gezwungen gesehen. Wir wollen es
ruhig aussprechen, es hat sich dazu gezwungen gesehen, weil das deutsche
Proletariat nicht 50 aktiv, nicht 50 voll intensiv, nicht 50 voll revolu-
tionäre:r Klarheit gewesen ist, wie es nötig gewesen wäre, weil das deut-
sche Proletariat, das doch wohl das nächste dazu gewesen wäre, durch sei-
ne Langsamkeit, durch sein sich gern und willig Belügenlassen mit Illusio-
nen den Fortschritt der Weltrevolution aufgehalten hat. Und urn überhaupt
als Sowjetmacht, als werdende kommunistische Macht weiterleben zu können,
mu6te Ru6land zu dem Vorschlag einer derartigen Wirtschaftspolitik sich
verstehen .

Daran denkt der Herr Simons wenn er sagt: die Basis des Abkommens
Deutsc hlands mit den Wes ten mü6te auch nach Osten hin verbre itert werden,
d.h., er sagt: wir sind gern bereit, mit Euch zusammen den asten kapitali-
stisch auszubeuten und unsere Arbeitskräfte dafür einzuspannen, aber na-
türlich müssen wir dabei auch etwas verdienen; und wir wissen ganz gut,
da6 Ihr uns dazu braucht. Also wird diese gemeinsame Arbeit zur Au~beu-
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tung Ru6lands das eigentliche Feld sein, auf dem die Deutschen und die
westliche Bourgeoisie sich finden werden. Dabei ist noch lange nicht ge-
sagt, da6 diese Politik nach asten hin nun unbedingt eine solche Politik
des friedlichen Handelsaustausches bleiben mu6. Im Gegenteil! Man mu6
sich klar darüber sein, da6 das Kapital auch und gerade erst recht am
Kriege verdient, und da6 die Ausdehnung des Kapitals von jeher nicht nur
eine friedliche, sondern auch eine kriegerische gewesen ist. Für das west-
europäische Kapital -und wenn nun das deutsche sich ihm freundlichst ar.-
schlie6en darf- gibt es kaum noch eine andere Richtung, urnsich im gr06en
Ma6stabe auch kriegerisch auszudehnen, urn im gro6en t·1a6stabeauch die Pro-
fite des Krieges einzuheimsen als eben wiederum Ru6land. U~d 50 ist die
deutsche Bourgeoisie bereit, auf dieser Grundlage sich mit der westlichen
auf Frieden und Krieg zusammenzufinden, wie es trifft, wie es gerade nö-
tig ist, wobei gerade das beste Geschäft herauskommt.

Das Entente-Kapital seinerseits wird nach meiner Oberzeugung auch gar-
nicht bei den friedlichen Ausbeutungsmitteln stehen bleiben wollen, denn
es wird sich klar darüber sein, da6 in einem solchen friedlichen Kampf
-man sagt imme:r "friedlich" , weil es nicht der offene Krieg ist; Ihr ver-
steht mich recht- in einem solchen "friedlichen" Kampfe es immer zweifel-
haft ist, wer im Vorteil bleibt. Es ist ja fraglich, ob die Politik des
Unterhöhlens, des Aushöhlens von Innen her gegenüber Ru6land wirlich ge-
lingen wird auf dem Wege der Konzessionen. Und es ist doch sehr fraglich,
ob nicht die Verelendung des westeuropäischen Proletariats viel früher zu
neuen revolutionären Krisen in Westeuropa treiben mu6, bevor es dem Kapi-
tal gelungen ist, auf diesem Wege von innen und unten her Ru6land erheb-
lich zu schwächen. Aus dieser ganz einfachen Oberlegu~g heraus, da6 der
Krieg vielleicht ein sichereres, jedenfalls ein nicht weniger profitables
Mittel ist, sind zweifell05 wenigstens gr06e Teile des Entente-Kapitals
der Meinung, da6 die Politik der friedlichen Handelsbeziehungen nur als
eine vorübergehende Episoce lU betrachten wäre, und es wird auch bereits
in einer Reihe von Gegenden und Staaten zu neuen Kriegsabenteuern nach
asten hin gerüstet.

Dazu gehört natürlich in erster Linie wiederum Polen. Die polnische
Bourgeoisie ist in einer ganz verzweifelten Lage. Die polniscr.e Mark ist
nächst der österreichischen Mark, wie ich glaube, das schlechteste Geld,
das es geçenwärtig gibt. Und irgendwelche produktive wirtschaftliche Auf-
bauarbeit hat dES Kapital in Polen bisher garnicht leisten ktnnen. Es ist
nach Polen ausländisches Kapital hineingetragen worden. Man hat Fabriken
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gebaut, man hat dies und jenes angefangen. Aber was für Fabriken hat man
gebaut? Man hat hauptsächlich Fabriken zur Herstellung vcn Kriegsmaterial
gebaut, d.h. also wiederum zur Herstellung von Vernichtungswerkzeugen,
weil sich das ja für das Kapital ... (an dieser Stelle ist eine Zeile des
Manuskriptes nicht lesbar, d. Hrsg.) gegen die vormacht des Proletariats
in die Wese leiten will.

Von Polen aus laufen nun auch die Strahlen nach anderer. Ländern hin.
Polen verständigte sich in neuerer Zeit mit Rumänien. Polen wird sich si-
cherlich auch mit der Tschecho-Slowakei verständigen, mit der es nicht so
ganz gut steht. Es hat sich verständigt mit Ungarn. Es hat zweifellos ein
Geheimbündnis mit Frankreich abgeschlossen, denn die Veröffentlichungen,
daB man zu keinem Bündnis gelangt sei, ist natürlich für E~gland und für
die offizielle öffentlichkeit bestimmt. Im Grunde weiB man sicher zwi-
schen Frankreich und Polen ganz genau, wie man sich gegenseitig unterstüt-
zen wird und was man gemeinsam vor hat.

Alle dtese Dinge sind ja verhältnismäBig bekannt und eintac.h zu durch-
sehen. Ich brauche mich bei ihnen nicht sehr lange aufzuhalten. Am wich-
tigsten für uns ist natürlich die Frage, welche Rolle demgegenüber
Deutschland, die deutsche Bourgeoisie einerseits, das deutsche Proletari-
at andererseits, zu spielen berufen ist. Hier glaube ich nun, daB es in-
nerhalb der deutschen Bourgeoisie verschiedene Tendenzen oder sagen wir
richtiger, zwei Grundtendenzen gibt. Die einen sind die des eigentlich fa-
brizierenden Kapitals, sind die des bürgerlichen Mittelstandes, der arr
liebsten in aller Rure seinem Geschäft nachgeht und sein Geschäft wieder
aufbauen möchte. In diesem Krei se wünscht man wahrscheinl ich im qroêen
und ganzen nicht eine neue Beteiligung irgendwelcher deutscher Geschäfte
an einem neuen Krieg des Kapitals gegen RuBland, sondern man hofft, darum
herumzukommen. Das aber sind eigentlich nicht die Kreise, die in der deut-
schen Bourgeoisie die Führung und die Initiative in der Hand haben. Dieje-
nigen, die die Führung und die Initiative in der Hand haben sind zwei an-
dere Gruppen. Das sind die groBen Rchstoff-Monopolisten und Rohstoff-
Händler von der Art ven Hugo Stinnes und seines gleichen auf der einen
Seite und auf der anderen Seite jene Gesellschaft von ehemaligen Offizie-
ren und Adligen und abgesetzten Fürsten und Hakenkreuzrittern aller Art
und Studenten usw., diese ganze weiBgardistische Bande. Von diesen beiden
Gruppen kann man, glaube ich, sagen, daB sie, we~n auch nicht im gleichen
MaBe, dcch daran interessiert sind, wenigstens die Möglichkeit eines neu-
en Krieges stärdig auf der Tagesordnung zu halten als einen Punkt der po-
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litischer. Diskussion. Das trifft zweifellos zu für Stinnes und die Roh-
stoffleute, f~r die Leute, die an der Rüstungsindustrie interessiert
sind. Es trifft das zu für alle die Leute, deren Geschäft der Krieg ist,
und die sich nicht wohl fühlen in einer Welt, in der es keinen Krieg
gibt, die erst in der richtigen Atmosphäre leben und ihre richtigen Ver-
dienstmöglichkeiten haben, wenn irgendwo gegen irgendjemanden -es ist ver-
hältnismäBig gleichgültig, gegen wen- Krieg geführt wird. Diese Leute von
der Orgesch und dem Hakenkreuz-Verband und wie diese Bande alle heissen,
auf auf der anderen Seite Stinnes und seine ihm angegliederten Gruppen,
sie haben faktisch ein Interesse daran, die Kriegsmäglichkeit ständig le-
bendig z~ halten, und die Orgesch-Leute haben sogar ein Interesse daran,
den Krieg tatsächl ich in Gang zu bekommen. Der inner- und auBenpol t tsche
Reflex dieser ganzen Seite der Sache war ja die Diskussion über die Ent-
waffnungsfrage. Ich sage: war, denn merkwürdigerweise ist die Diskussion
über die Entwaffnungsfrage in den letzten Tagen aus der Presse nahezu
ganz verscbwunden. Es war da, wie Ihr Euch erinnert, eir.e gro(3e Aufregung
wegen Bayern. Bayern wi rd unter keinen Urr.ständensich entwaffnen 1assen.
Bayern verlangt, daB die Reichsregierung unbedingt an dem Standpunkt fest-
hält, daB man darüber auch nicht einmal diskutiert, und Bayern will unter
Umständen besondere Wege gehen und was da alles gesagt worden war. Dann
war der Herr v. Kahr, der ja gegenwärtig als der Beauftragte der schärf-
sten Richtung der Gegenrevolution wohl die ausschlaggebende Mê.cht unserer
inneren Politik ist, nach Berlin gefahren, hatte da gesprochen und auf
den Tisch geschlagen. Man hatte in Jena in den Sitzungen der einzelstaat-
lichen Minister über die Entschädigungsfrage überhaupt nic~t verhandelt,
wie ich bestimmt behaupten kann. Ich glaube, nur über die Entwaffnungsfra-
ge hat man dem Herrn v. Kahr sehr viel erzählt, von der nötigen Einheits-
front der Deutschen und daB er urnGottes willen nicht aus der Reihe tan-
zen soll. Und da ist der Herr Kahr noch einmal aufgestanden und hat er-
klärt, er nehme jetzt ar.der Diskussion nicht mehr teil, er führe jetzt
so nach Hause, und binnen 48 Stunden wE'rde er seinen Bescheid von Bayern
aus geben. Darauf sind dann die Minister besorgten und bekümmerten Her-
zens auseinandergespritzt. Herr v. Kahr ist also nach Hause gefahren.
Dann kamen jene Münchner Tage, in denen immer nur ganz dunkle Meldungen
in den Zeitungen standen, die Reichsregierung hätte Bayern eine Reihe von
Fragen über die Entwaffnung vorgelegt. Es war nicht gesagt, wie die Fra-
gen formuliert waren - und in Bayern fänden dauernd Sitzungen statt, man
könnte sich über die Antwort nicht ganz einigen. Es war aber nichts ge-
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sagt, was für Meinungen da aufeinanderplatzten. Und dann hieB es, ja, es
wäre die Note van Bayern nach Berlin abgeschickt, man wüBte aber nicht,
was darin stände. Und schlieBlich: ja, Bayern hätte an seinem Standpunkt
festgehalten. Wenn man sich diesen ganzen Kuddelmuddel besieht, sa ent-
deckt man dann schlieBlich folgendes Resultat. Bayern hat an seinem Stand-
punkt festgehalten, daB die Auflösung der bayrischen Einwohnerwehren eine
Lebensfrage für Bayern w~re, daB ihre Existenz eine Lebensnotwendigkeit
für Bayern wäre, und daB das bayrische Ministerium keinerlei Verantwor-
tung in dieser Richtung auf sich nehmen könnte: wenn freilich die Reichs-
regierung da innerhalb ihrer Zuständigkeiten Anordr.ungen treffen wolle,
sa möge sie das tun, aber die Verantwortung müsse ganz ihr, der Reichsre-
gierung, überlassen werden. Praktisch genommen, heiBt das natürlich fol-
gendes: die Reichsregierung kann uns hier in Bayern sonst was, unser
Standpunkt ist der alte geblieben, und wir haben uns mit der Reichsregie-
rung dahin geeinigt, daB die Reichsregierung ruhig ihre Ge~ze und Ver-
ordnungen und was sie sonst will, auf Papier in die Welt setzen mag, das
solI uns alles nichts kümmern; die Reichsregierung mag sehen, was sie da-
van durchführen kann u~d wie sie das durchführen will, darum bekümmern
wir uns weiter garnicht: wir wissen, die Reichsregierung wird davon
nichts durchführen, sie kann nichts davon durchführen. Die Reichsregie-
rung weiB das auch, und wir werden uns also nicht mehr streiten. Wozu sol-
len wir eigentlich streiten! Die Reichsregieru~g wird die Papiere herstel-
len, die die Entente van ihr verlangt, und damit ist die Sache gut.

Sa liegen die Dinge. Und die Reichsregierung hat sich wohl ader übel
eben damit abgefunden. Und der Herr Dr. Simons hat in seiner Stuttgarter
Rede erklärt -und das war ein vollkommener Widerspruch in sich selbst-,
er hat dort über die Entwaffnungsfrage überhaupt nichts gesagt, er hat
nur insgesamt über die Pari ser Beschlüsse gesagt, ja, er hätte früher er-
klärt, diese Pariser Beschlüsse wären nicht diskutabel, und an diesem
Standpunkt hielte er fest; er ginge nach Londûn nur unter der ausdrückli-
chen Voraussetzung, daB auch über die deutschen Vorschläge diskutiert wür-
de; die Pariser Beschlüsse wären in ihrem Zusammenhang undiskutabel, und
daran hielte er fest. Die Wendung "in ihrem Zusammenhang" ist ganz neu,
hat man bisher nicht gehört ader wenigstens nicht beachtet. Die Wendung
"in ihrem Zusammenhang" heiBt natürlich, Uber jede Einzelheit können wir
herzlich gern diskutieren, natürlich auch über die Entwaffungsfrage, über
alles, WöS Ihr wollt. Aber es m~B doch irgendwie das Gesicht gewahrt wer-
den; nachdem ich diesen ganzen RummeI aufgezogen habe, muB ich doch etwas
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sagen, also sage ich: die Pariser Farderungen in ihrem Zusammenhang sind
indiskutabel und dabei bleibe ich und bin zufrieden, wenn auch über unse-
re Berliner Vorschläge verhandelt wird - auch!

Das Schwe iqen des Herrn Dr. Simons über die Entwaffnungsfrage bedeutet
also, daB er heute öffentlich der Entente darüber nichts sagen will,
nicht sagen mächte, daB das ein Punkt ist, den man lieber ganz unter sich
behandelt. Man wird ihn auch noch ganz unter sich und in allem Frieden be-
handeln, und zwar, wie ich fest überzeugt bin, e twa in folgendem Sinne:
die ganze Aufregung der Entente darüber, daB in Deutschland noch Waffen
seien und noch Einwohnerwehren und unkontrollierte militärische Verbände
usw., ist mindestens insoweit künstlich, als sie getragen wird van dem Mi-
litär, van den Generalen Frankreichs, Englands usw. und von den Politi-
kern dort, denn ganz gewiB sind diese Leute und namentlich die Militärs
bei wei tem klug genug, urn zu wissen, urnsehr genau zu wissen, daB die
deutsche Bourgeoisie an einen Befreiungskrieg gegen Frankreich jetzt
nicht mehr denken kann; es mögen ein paar hundert Flugzeuge u~d ein paar
tausend Maschinengewehre und sonst noch etwas, Minenwerfer und was weiB
ich, noch irgendwo in Deutschland herum versteckt lagern -haffen wir es
meinetwegen!- aber daB das, was an Kriegsmaterial noch etwa versteckt bei
uns lagern mag, ausreichen sollte, urneinen Befreiungskrieg der deutschen
Bourgeoisie gegen die absolut überlegene materielle Ausrüstung der franzö-
sischen Bourgeoisie noch leisten zu können, daran glaubt kein französi-
scher Unteroffizier, geschweige denn ein französischer General. Wenn man
also dieses Geschrei van dem Befreiungskrieg drüben nicht ganz ernst
nimmt, weil, abgesehen van der Masse der SpieBer -die mag es dort viel-
leicht ernst nehmen-, sa nirrmtman es auch bei uns nicht ernst, wenig-
stens oben in den Spitzen. Ich bin fest überzeugt, daB der Herr Landes-
hauptmann -ader wie er heiBt- Escherich keinen Moment an einen Befreiungs-
krieg Deutschlands gegen Frankreich denkt. Ich bin auch fest überzeugt,
daB Ludendorff mit seiner genauen Kenntnis gerade der materiellen Grundla-
ge der Kriegsführung schlau genug ist, urnzu wissen, daB das nicht geht.
Und unter diesem Gesichtspunkt wird natürlich das ganze national-bolsche-
wistische Getue, das sich einige V.K.P.-Leute var einiger Zeit in München
geleistet haben, erst recht im g~nzen Umfang seiner Läc~erlichkeit ent-
hiillt . (Sehr richtig!)

Aber wczu dann das ganze Geschrei? Dieses ganze Geschrei hat natürlich
eben auf beiden Seiten innerpolitische GrÜnde. Man schreit drüben, weil
man Steuern für die Armee haben muB, weil man die Notwendigkeit der Armee
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